
Die Stabilität des Euro hat für Bundeskanzlerin An-
gela Merkel äußerste Priorität. Sie stellte dem Deut-
schen Bundestag an diesem Donnerstag im Rahmen 
einer Regierungserklärung zum Treffen der Staats- 
und Regierungschefs vom 24./25. März in Brüssel 
das Gesamtpaket zur Sicherung der Währungsunion 
vor.  
Worum geht es: Der bestehende Euro-
Rettungsschirm (EFSF) soll ab 2013 durch den Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) abgelöst 
werden. Der ESM wird sich aus einem Kapitalstock 
und Garantien der Mitgliedsländer zusammensetzen. 
Die Euro-Länder zahlen 80 Milliarden Euro ein, wo-
von  Deutschland knapp 22 Milliarden Euro beisteu-
ert. Zu den Kapitalleistungen kommen Garantien 
über insgesamt 620 Milliarden Euro. Der Fonds kann 
damit voraussichtlich 500 Milliarden Euro verleihen 
und erhält das begehrte beste Rating AAA.  
Der Aufbau des Kapitalstocks soll auf fünf Jahre 
verteilt werden. Mit dem ESM werde für den Euro 
ein tragfähiges Rettungsnetz für den äußersten Not-
fall geknüpft, sagte Merkel. Die Bundeskanzlerin 
begründete die Anstrengungen der Bundesregierung 
für den ESM, indem sie die Bedeutung des Euro her-
vorhob:  „Deutschland profitiert vom Euro wie kaum 
ein anderes Land in der Europäischen Union“, beton-
te sie. Die gemeinsame Währung sorge für Arbeits-
plätze, Wirtschaftswachstum und Steuereinnahmen 
in Deutschland. Sowohl aus politischen wie aus wirt-
schaftlichen Gründen seien die Wirtschafts- und 
Währungsunion unverzichtbar. Wie wichtig der Euro 
für die deutsche Wirtschaft ist, machte die Bundes-
kanzlerin anhand einer bemerkenswerten Zahl deut-
lich: In der Zeit von 1999 bis 2009 erhöhten sich die 
deutschen Exporte in die Euro-Zone um 48 Prozent. 
Als einen weiteren Garanten für die Stabilität machte 
Merkel die unabhängige Europäische Zentralbank 
aus. Sie gab sich rückblickend davon überzeugt, dass 
Deutschland deutlich stärker von der Finanz- und 
Wirtschaftskrise getroffen worden wäre, wenn man 
nicht die Gemeinschaftswährung gehabt hätte. Der 

Euro hat aber auch eine politische Dimension: Er ist 
laut Merkel Ausdruck der engen Verbundenheit und 
Verflechtung in der EU. Die Mitglieder der Wirt-
schafts- und Währungsunion bilden eine Verantwor-
tungsgemeinschaft, in der jeder Einzelne zu Eigen-
verantwortung und Solidarität verpflichtet sei, sagte 
die Bundeskanzlerin. Mit einem ganzen Bündel von 
Maßnahmen stellen die Euro-Länder sicher, dass die 
gemeinsame Währung stark bleibe – und ziehen da-
mit die Lehren aus der Schuldenkrise. Die Europäi-
sche Union baue sich jetzt mit dem ESM ein Rah-
menwerk, damit das, was in der Vergangenheit pas-
siert sei, sich nicht wiederholen könne. Die Be-
schlüsse seien allerdings nur dann wirksam, wenn 
die Mitgliedstaaten bereit seien, sie in der Zukunft 
auch tatsächlich einzuhalten, hob die Kanzlerin her-
vor.  
Konkret werde es Änderungen geben, wenn die 
Maastricht-Kriterien von einem Euro-Mitgliedstaat 
nicht eingehalten werden. Die Überschreitung des 
Drei-Prozent-Limits für die jährliche Neuverschul-
dung  führe dazu, dass diese Staaten früher und 
schneller bestraft würden. Auch die Überschreitung 
der Gesamtverschuldungsgrenze, die bei 60 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts liegt, werde in Zukunft zu 
Sanktionen führen können, betonte Merkel. Davon 
werde auch Deutschland betroffen sein. Von exorbi-
tanten Schuldenständen einiger Mitgliedsländer gin-
gen große Gefahren für die Stabilität des Euro insge-
samt aus, wie die Vergangenheit gezeigt habe, warn-
te die Kanzlerin. Deshalb sei es notwendig, alle Mit-
gliedstaaten zu stärkeren Anstrengungen zu ver-
pflichten.  
Gemeinsame europäische Anleihen lehnte Merkel 
für die Bundesregierung erneut ab. Es werde mit der 
christlich-liberalen Koalition keine Vergemeinschaf-
tung von Schulden in Europa geben. Wer solche For-
derungen erhebe, handele nicht im Interesse der 
deutschen Steuerzahler. „Es wird also weder regel-
mäßige noch dauerhafte Transferleistungen geben“, 
sagte sie. “ 
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Kurznachrichten 

Weitere Themen des Europäischen Rates 
 
Neben den bereits beschriebenen Verhandlungen zur 
Ausgestaltung des Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) kündigte die Bundeskanzlerin im 
Deutschen Bundestag an, dass der Gipfel sich so-
wohl mit der Situation in Libyen als auch mit Konse-
quenzen aus der Reaktor-Katastrophe in Japan be-
schäftigen werde. „Die Umbrüche im arabischen 
Raum werden das Gesicht der Region und der Welt 
verändern“, gab sich Merkel überzeugt. Die Bundes-
regierung werde sich für ein komplettes Ölembargo 
und weitreichende Handelsbeschränkungen gegen 
Libyen einsetzen, so die Kanzlerin weiter. Darüber 
hinaus unterstützte sie die Initiative von EU-
Kommissar Günther Oettinger für einen europawei-
ten Stresstest aller Kernkraftwerke.  
 
Deutschland ist verlässlicher Bündnispartner 
 
In der vergangenen Woche hat der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen mit der Resolution 1973 militäri-
sche Maßnahmen zum Schutz der libyschen Zivilbe-
völkerung autorisiert. Die Unionsfraktion hat in die-
ser Woche im Deutschen Bundestag die politischen 
Ziele der Vereinten Nationen, die durch diese Reso-
lution zum Ausdruck kommen, ausdrücklich unter-
stützt. Deutschland wird sich allerdings nicht mit 
eigenen Soldaten an der Umsetzung des Mandats 
beteiligen. Dafür entlastet Deutschland seine NATO-
Partner mit zusätzlichen Kapazitäten für den Einsatz 
in Afghanistan. Über den Antrag der Bundesregie-
rung zur „Beteiligung deutscher Streitkräfte am Ein-
satz von NATO-AWACS im Rahmen der Internatio-
nalen Sicherheitsunterstützungstruppe (International 
Security Assistance Force, ISAF) in Afghanistan 
unter Führung der NATO“ hat der Deutsche Bundes-
tag in dieser Woche in erster und in abschließender 
Lesung beraten und namentlich abgestimmt. Mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen wurde das Mandat 
verabschiedet, mit dem die Beteiligung von 300 
deutschen Soldaten an AWACS-Missionen zur 
Überwachung des afghanischen Luftraums möglich 
wird. Diese ist zur Regelung des in den vergangenen 
Jahren stark angestiegenen zivilen Luftverkehrs not-
wendig, aber auch zur Unterstützung von Operatio-
nen von ISAF-geführten Bodenkräften. Trotz dieser 
zusätzlichen Unterstützung, die auch zum Ziel hat, 
Deutschlands Verbündete für ihren Einsatz in Libyen 
zu entlasten, bleibt die Bundesregierung aber dabei, 
nicht mehr als 5.350 Soldaten in Afghanistan einzu-
setzen. 
 

Aussetzung der Wehrpflicht 
 
In dieser Woche beschloss der Deutsche Bundestag 
die Aussetzung der Wehrpflicht. Vor dem Hinter-
grund der veränderten sicherheitspolitischen Lage 
wird die Bundeswehr neu ausgerichtet. In diesem 
Zusammenhang soll die gesetzliche Verpflichtung 
zur Wehrdienstleistung nach dem Wehrpflichtgesetz 
außerhalb des Spannungs- oder Verteidigungsfalls 
ausgesetzt und der freiwillige Wehrdienst fortentwi-
ckelt werden. Ziel ist ein Anteil von bis zu 15.000 
freiwillig Wehrdienstleistenden, die auch im Aus-
landseinsatz eingesetzt werden können, wenn sie 
mindestens zwölf Monate dienen. Zur Überbrückung 
personeller Engpässe wird es künftig möglich sein, 
Verpflichtungsprämien für Mannschaftssoldaten al-
ler Statusgruppen als finanziellen Anreiz zu zahlen.  
 
Einführung des Bundesfreiwilligendienstes 
 
Die Aussetzung der Wehrpflicht führt auch zur Aus-
setzung des Zivildienstes. Die Einführung eines 
Bundesfreiwilligendienstes schafft künftig für alle 
Bürgerinnen und Bürger ein zusätzliches Angebot, 
das Gemeinwesen mitzugestalten und sich bürger-
schaftlich zu engagieren. Der Bundesfreiwilligen-
dienst wird Männern und Frauen jeden Alters nach 
Erfüllung der Vollzeitschulpflicht offen stehen. Der 
Einsatz im Bundesfreiwilligendienst soll in der Re-
gel zwölf, mindestens sechs und höchstens 24 Mona-
te dauern. Parallel zur Einführung eines Bundesfrei-
willigendienstes werden die Länder beim Ausbau der 
heute schon bestehenden Jugendfreiwilligendienste 
unterstützt und das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) 
sowie das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) noch 
intensiver gefördert. Die unterschiedlichen Konzepte 
und Formate der Freiwilligendienste sollen für die 
Freiwilligen gleich attraktiv sein. 
 
 
 
 
Zitat 
«Es ist das schönste Amt, das die CSU zu vergeben 
hat.» 
(Gerda Hasselfeldt am Dienstag während eines Pres-
segesprächs in Berlin über ihr neues Amt als CSU- 
Landesgruppenvorsitzende im Bundestag.) 
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In eigener Sache 
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21.03.2011 Josef Miller, Paul Locherer und Josef 
Rief in Kirchberg an der Iller  
 
Einer der Höhepunkte des Wahlkampfes im Iller-
tal fand am Sonntag in Kirchberg statt. Josef Rief 
hatte seinen Landtagskollegen Paul Locherer und 
den ehemaligen bayrischen Landwirtschaftsmi-
nister und Mitglied des Bayrischen Landtages 
Josef Miller in seinen Heimatort eingeladen. Paul 
Locherer stellte sich den Bürgerinnen und Bür-
gern vor. Kirchberg und Umgebung waren durch 
einen Neuzuschnitt in den Landtagswahlkreis 
gelangt, für den Paul Locherer für die CDU er-
neut kandidiert. Das Hauptreferat hielt Josef 
Miller. Er machte noch einmal darauf aufmerk-
sam, dass in Baden-Württemberg viel erreicht 
worden ist und dass man in so machen Bereichen 
neidisch aus Bayern über die Iller schaut. Des-
halb sei es wichtig dafür zu sorgen, dass das 
Land nicht zum Experimentierfeld für Rot/Grün 
werde. Paul Locherer warb mit Hinweis auf seine 
bisherige Arbeit für eine engagierte Politik zur 
Verbesserung der Chancen im ländlichen Raum, 
bessere Bildung und eine verlässliche Wirt-
schaftspolitik. Josef Rief führte durch den Abend 
und stellte die aktuelle Situation aus Bundessicht 
dar. Auf dem 1. Foto (v.l.n.r): Zweitkandidat Christian Natterer, Josef Rief, Paul Locherer, und Josef 
Miller.  

20.03.2011 Josef Rief spricht in Erisdorf  
 
Am Sonntagabend war Josef Rief nach Erisdorf 
gekommen, um vor interessierten Bürgerinnen 
und Bürger über aktuelle Themen im Zusammen-
hang mit der Landtagswahl zu diskutieren und 
Fragen zu beantworten. Neben der Energiever-
sorgung nach Japan und Stuttgart 21 waren auch 
lokale Verkehrsverbindungen Thema des 
Abends. Die Gesprächsleitung hatte der Ertinger 
CDU-Stadtverbandsvorsitzende Josef Höninger.  

20.03.2011 Josef Rief in Bollsberg (Gutenzell)  
Sonntagnachmittag diskutierte Josef Rief mit den 
interessierten Einwohnern von Bollsberg 
(Gutenzell) und Umgebung. Neben dem aktuel-
len Thema der Situation in Libyen und Japan, 
standen vor allem Landesthemen im Vorder-
grund des Nachmittags in der Gaststätte Krone. 
Von der Zukunft der Energieversorgung des Lan-
des und speziell der Region Oberschwaben mit 
seinen vielen Industriebetrieben bis zur Entwick-
lung des ländlichen Raums hatten die Bürgerin-
nen und Bürger viele Fragen an den Bundestags-
abgeordneten und CDU-Kreisvorsitzenden.  



Termine 
 
Freitag, 25. März 
19.30 h, Kirchdorf, Gasthaus Rössle 
Besichtigung des umgebauten Gasthauses Rössle  
mit anschließendem politischen Informationsabend  
mit Christian Natterer (Zweitkandidat Landtagswahl) und Josef Rief 
 
Samstag, 26. März,  
8.00 h, Laupheim, Markt 
CDU-Infostand mit Josef Rief 
 
10.30 h, Biberach, Marktplatz 
CDU-Infostand mit Josef Rief 
 
 
 
 
Sonntag, 27. März, Landtagswahl 
 
Es geht um Baden-Württemberg,  
um unser Schulsystem, um unsere Wirtschaftskraft, um unsere Zukunft! 
 
Leisten Sie in Ihrem Umfeld noch letzte Überzeugungsarbeit. Motivieren Sie alle, 
die Sie kennen, zur Wahl zu gehen. Ich stehe als Ansprechpartner immer gern zur 
Verfügung. Schon jetzt bedanke ich mich herzlich für Ihren Einsatz!  
 
Die CDU und unsere Kandidaten Peter Schneider und Paul Locherer benötigen jede 
Stimme! 
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